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Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Schaffung eines Amtes für innerdeutsche 
Regelungen 


Unbeschadet aller der Bundesregierung und den Vier Mächten 
obliegenden Verpflichtungen, die Hemmnisse in den Bezie- 
hungen der Bevölkerung beider Teile Deutschlands zu besei- 
tigen und die staatliche Einheit wiederherzustellen, beschließt 
der Deutsche Bundestag zur Förderung dieser Aufgabe: 

1. Es wird ein „Amt für innerdeutsche Regelungen" errichtet. 
Es soll einen überparteilichen Willen zur Einigung in Fragen, 
die aus der Spaltung Deutschlands entstanden sind, zum 
Ausdruck bringen. Das Amt soll durch einen dreiköpfigen 
Vorstand geleitet werden, dessen Mitglieder vom Bundes- 
präsidenten nach Anhörung der Bundesregierung und der 
Fraktionen des Bundestages zu ernennen sind. Der Vor- 
sitzende des Vorstandes erhält Ministerrang ohne Zuge- 
hörigkeit zur Bundesregierung, die beiden anderen Mit- 
glieder erhalten den Rang eines Staatssekretärs, 

2. Das Amt soll seinen Sitz in Berlin haben. 

3. Das Amt hat die Aufgabe, 

a) alle Dienststellen der Bundesrepublik, die mit inner- 
deutschen Regelungen (Interzonenhandel, Verkehr, Justiz, 
Post usw.) betraut sind, zusammenzufassen und deren 
Arbeit zu koordinieren, 

b) innerdeutsche Fragen mit allen beteiligten Stellen und 
Personen zu erörtern, Meinungsverschiedenheiten abzu- 
kiären und Vereinbarungen zur Regelung vorzubereiten, 

c) Vorschläge zur Regelung innerdeutscher Fragen zu unter- 
breiten. 

4. Das Amt soll über innerdeutsche Angelegenheiten dem 
Bundespräsidenten und der Bundesregierung sowie den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages und des Bundes- 
rates beriditen. Sie sollen — je für sich — ermäditigt werden, 
das Amt um Berichte und Stellungnahmen zu ersuchen. 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdort/Sle||burg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54. Telefon 35 51 
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In bezug auf seine Aufgabe aus 3. a) ist das Amt an 
Weisungen der Bundesregierung und sonstiger zuständiger 
Steilen gebunden. In bezug auf seine Aufgabe aus 3. b), 
3. c) und 4. handelt das Amt nach pflichtgemäßem Ermessen. 

Das Amt soll ermächtigt werden, im Einvernelimen mit 
dem Senat von Berlin auch solche Fragen zu behandeln, 
die sich aus der besonderen Lage Berlins ergeben. 

Sollte von den Vier Mäciaten ein Ausschuß zur Lösung 
innerdeutscher Fragen bestellt und die Zuziehung von 
Sachverständigen aus der Bundesrepublik beschlossen 
werden, so sollen die Beauftragten mit der Wahrnehmung 
dieser Aufgabe betraut werden. 


Berlin, den 30. S'eptember 1958 


Ollenhauer und Fraktion 
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